
Warum eine Neukodifi-
zierung? Bis zum 31.
Dezember 2005 fin-

den sich die für den Aufent-
halt von Fremden in Öster-
reich wesentlichen Normen –
vom Ausländerbeschäfti-
gungsrecht abgesehen – im
Fremdengesetz 1997 oder,
wenn es sich um Asylwerber
oder anerkannte Verfolgte
handelt, im Asylgesetz 1997. 

Das Asylgesetz 1997
wurde durch die Asylgesetz-
Novelle 2003 umfassend
umgestaltet (siehe Marth,
Asylrecht – Einfachere Ver-
fahren, bessere Betreuung,
in: Öffentliche Sicherheit Nr.
5-6/04), vor allem kam es
zur Einführung eines sehr
schnellen Zulassungsverfah-
rens, das in Erstaufnahme-
stellen des Bundesasylamtes

geführt wird und sich seit-
dem bewährt hat. Die Länder
Wien und Oberösterreich so-
wie der unabhängige Bundes-
asylsenat haben einen Groß-
teil der Bestimmungen der
Asylgesetz-Novelle 2003 als
vermeintlich verfassungswid-
rig dem Verfassungsgerichts-
hof zur Prüfung vorgelegt. 

Es kam zur Aufhebung
von vier Bestimmungen, die
allerdings nicht die wesentli-
chen Neuerungen der Asyl-
gesetz-Novelle 2003 betra-
fen, sondern lediglich beglei-
tende legistische Maßnah-
men. Aufgehoben wurden
Teile des Neuerungsverbots
vor der 2. Instanz, die Un-
möglichkeit der Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung
bei Berufungen gegen Dub-
lin-Entscheidungen (Zustän-

digkeit eines anderen EU-
Staates) und eine Schubhaft-
bestimmung. Daneben hat es
ab dem 1. Mai 2004 – dem
Zeitpunkt des In-Kraft-Tre-
tens der Novelle – laufend
Evaluierungen gegeben, die
in einigen Punkten zu Hand-
lungsbedarf führten. Auch
war inzwischen die Umset-
zung einer EU-Richtlinie
(„Status-Richtlinie“) geboten.

Da allerdings die Asylge-
setz-Novelle 2003, die das
System des Asylgesetzes
1997 wesentlich umgestaltet
hatte, die Lesbarkeit des Ge-
setzes erheblich erschwert
hat, erschien eine Neukodifi-
zierung unumgänglich.

Im Niederlassungsregime
galt es ebenfalls EU-Recht
umzusetzen, hier war der
Umsetzungsbedarf allerdings

weit größer; immerhin stan-
den sechs Richtlinien unmit-
telbar zur Umsetzung an. Des
Weiteren hatte der Verfas-
sungsgerichtshof die Regeln
zum quotenpflichtigen Fami-
liennachzug geprüft und ver-
fassungskonform interpre-
tiert, woraus sich legistischer
Handlungsbedarf ergab, um
der Praxis eine legistische
Handlungsanleitung in die
Hand zu geben. 

Der sich daraus ergebende
Novellierungsbedarf hätte die
Systematik des Fremdenge-
setzes 1997 erheblich verän-
dert und es jedenfalls nicht
lesbarer gemacht. Daher wur-
de schließlich eine Neukodi-
fizierung des Asylrechts, des
Niederlassungsrechts und des
mit beiden Bereichen un-
trennbar verbundenen Frem-
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Fremde in Österreich: Neukodifizierung des Niederlassungs- und Aufenthaltsrechts.

Fremdenrechtspaket 2005
Am 1. Jänner 2006 treten das Asylgesetz 2005, das Fremdenpolizeigesetz 2005 und das Niederlas-
sungs- und Aufenthaltsgesetz in Kraft. Das Fremdenrecht wird auf neue rechtliche Säulen gestellt.



denpolizeirechts in Angriff
genommen.

Asylgesetz 2005. Neben
der Umsetzung der EU-recht-
lichen Vorgaben und der not-
wendig gewordenen „Repara-
tur“ des Gesetzes nach der
Entscheidung des Verfas-
sungsgerichtshofs wirft der
Vollzug des Asylgesetzes
1997 in der Fassung der
Asylgesetz-Novelle 2003 vor
allem im Bereich der Siche-
rung der Ausweisungen in
den „Dublin-Verfahren“, als
auch mit straffälligen Frem-
den Probleme auf. Des Wei-
teren führt die Traumatisie-
rungsbestimmung der Novel-
le 2003 dazu, dass Österreich
in Verfahren eintritt, für die
nach der Dublin-Verordnung
eigentlich ein anderer Mit-
gliedstaat zuständig war. 

Im Erkenntnis des Verfas-
sungsgerichtshofs wurde das
Rechtsschutzsystem der
Asylgesetz-Novelle 2003 für
den Bereich der Dublin-Ver-
fahren als verfassungswidrig
aufgehoben, dieses bedurfte
daher einer Reparatur. Dane-
ben wird versucht, die Ver-
fahren – soweit das mit legis-
tischen Maßnahmen möglich
ist – weiter zu beschleunigen.
Auch erschien – schon auf
Grund der Signalwirkung –
die explizite Normierung von
Mitwirkungspflichten für
Asylwerber sinnvoll zu sein.

Dublin-Verfahren. Sinn
des Dublin-Verfahrens ist die
Feststellung, welcher EU-
Staat für die Führung des
Asylverfahrens zuständig ist.
Die Zuständigkeit ergibt sich
in einem komplizierten Sys-
tem und stellt unter anderem
auf die Einreise in den Dub-
lin-Raum, auf die Stellung
von früheren Asylanträgen
oder auf Familienangehörige
des Asylwerbers ab. 

Ist ein anderer EU-Staat
für die Führung des Asylver-
fahrens zuständig, wird der
„Antrag auf internationalen
Schutz“ (so heißt der Asylan-
trag ab 1. Jänner 2006)
zurückgewiesen und der
Fremde wird in den zuständi-
gen Staat ausgewiesen und in
diesen überstellt („abgescho-

ben“). Im Asylgesetz 1997
konnte eine Ausweisung im
Dublin-Verfahren erst nach
Entscheidung durch das Bun-
desasylamt mit Schubhaft ge-
sichert werden, obwohl dem
Asylwerber im Laufe des
Verfahrens mitzuteilen ist,
dass geplant ist, ein Dublin-
Verfahren durchzuführen. So
ist in rund 30 Prozent der
Fälle die Durchführung des
Verfahrens nicht möglich,
weil sich der Asylwerber
dem Verfahren durch „Unter-
tauchen“ entzieht, d. h., der
Behörde ist sein Aufenthalts-
ort nicht bekannt. 

Daher ist Asylgesetz 2005
eine Einleitung eines Aus-
weisungsverfahrens und da-
mit nach Einzelfallprüfung
durch die Fremdenpolizei-
behörde die Verhängung der
Schubhaft schon ab dem Mo-
ment möglich, ab dem dem
Asylwerber mitgeteilt wird,
dass ein Dublin-Verfahren
eingeleitet wird. Liegt ein
klarer Fall der Zuständigkeit
eines anderen EU-Staates
vor, was vor allem bei Euro-
dac-Treffern der Fall sein
wird, kann die Schubhaft
auch schon unmittelbar nach
Aufgriff des Fremden ver-
hängt werden. 

Korrespondierend zu den
Schubhaftbestimmungen –
die sich als fremdenpolizeili-
che Maßnahme im Fremden-
polizeigesetz 2005 finden –
sind auch entsprechende
Festnahmebestimmungen
vorgesehen. Die Verhängung
der Schubhaft obliegt der
Fremdenpolizei, die sich in

jedem Einzelfall mit der Ver-
hältnismäßigkeit der Haft
auseinander zu setzen hat.

Traumatisierungsbestim-
mungen. Im Asylgesetz 1997
in der Fassung der Novelle
2003 ist eine zurückweisende
Entscheidung – also auch je-
de Dublin-Entscheidung –
nur im Zulassungsverfahren,
das binnen 20 Tagen abzu-
wickeln ist, möglich. Danach
ist – von Sonderfällen abge-
sehen – nur mehr eine inhalt-
liche Entscheidung möglich,
die Zuständigkeit ist dann auf
Österreich übergegangen
(„Selbsteintrittsrecht“ nach
der Dublin-II-Verordnung). 

Weiters ist das Verfahren
eines Traumatisierten jeden-
falls zuzulassen, also inhalt-
lich durch Österreich zu ent-
scheiden. So sind rund 30
Prozent der Verfahren, für
die nach der Dublin-Verord-
nung ein anderer EU-Staat
zuständig ist, durch öster-
reichische Behörden zu ent-
scheiden; für die Dauer des
Verfahrens ist der Asylwer-
ber zu versorgen.

Jedenfalls notwendig ist
jedoch, über die Anträge von
traumatisierten Asylwerbern
nicht im Zulassungsverfahren
inhaltlich zu entscheiden und
somit im Gegensatz zu Dub-
lin-Verfahren darüber abzu-
sprechen, ob der Asylwerber
Flüchtling oder sonst Schutz-
berechtigter ist oder in seinen
Heimatstaat ausgewiesen
werden kann. Dies deshalb,
da Traumatisierten nicht zu-
gemutet werden kann, sich

binnen kürzester Frist inhalt-
lich zu ihren Fluchtgründen
zu äußern. Daher hat der Ge-
setzgeber im Asylgesetz
2005 genau diesen Schutz für
Traumatisierte verankert – im
Zulassungsverfahren keine
inhaltliche Prüfung, also kei-
ne Entscheidung, wenn
Österreich zuständig ist –
durchaus aber eine Zurück-
weisung des Antrags ohne in-
haltliche Prüfung, vor allem
bei Zuständigkeit eines ande-
ren EU-Staates.

Des Weiteren ist es gelun-
gen, mit Hilfe von Ärzten ei-
ne genaue Definition des
Traumatisierungsbegriffs zu
finden, auch wenn dieser ex-
pressis verbis nicht mehr im
Gesetz vorkommt; viel mehr
wird von „Opfern von Ge-
walt“ gesprochen.

Straffällige. Die Proble-
matik, die sich im Asylgesetz
1997 in der Fassung der No-
velle 2003 mit straffällig ge-
wordenen Asylwerbern stellt,
ist nicht homogen und bedarf
daher mehrerer Lösungs-
ansätzen. 

Einerseits hat die Praxis
gezeigt, dass Fremde, die in
Österreich nach einer Straf-
haft abgeschoben werden sol-
len, einen Asylantrag stellen,
um nach Strafverbüßung
nicht in Schubhaft genom-
men werden zu können. 

Das Asylgesetz 1997 in
der Fassung der Novelle
2003 kennt zwar Schubhaft
für Asylwerber vor einer
durchsetzbaren Asylentschei-
dung, aber nur dann, wenn
der betreffende Asylwerber
bereits vor Asylantragstel-
lung in Schubhaft angehalten
worden ist. Eine ähnliche Re-
gel für „Anschluss-Schub-
haft“ nach einem Asylantrag
aus der Strafhaft fehlt. 

Hier war die Lösung rela-
tiv einfach: Nach den Be-
stimmungen des Asylgeset-
zes 2005 kann – trotz Asyl-
antragstellung – eine beste-
hende Ausweisung mit
Schubhaft gesichert werden;
die Verfahren sind prioritär
zu behandeln und anstatt in
sechs Monaten pro Instanz in
drei Monaten pro Instanz zu
erledigen. Anders bei Frem-
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Asylwerber in Traiskirchen: Ist ein anderer EU-Staat für die
Führung des Asylverfahrens zuständig, wird der „Antrag auf
internationalen Schutz“ (Asylantrag) zurückgewiesen. 



den, die nach einem Asylan-
trag eine Straftat begehen.
Einerseits dient das Asylver-
fahren nicht der Sicherung
von Strafverfahren; wo keine
Untersuchungshaft verhängt
wird, kann diese nicht durch
Schubhaft subsumiert wer-
den. Andererseits besteht bei
solchen Fremden ein berech-
tigtes öffentliches Interesse
des schnellen Außer-Landes-
Bringens, wenn sie zwar
Asylwerber, aber weder
Flüchtlinge nach der Genfer
Flüchtlingskonvention noch
subsidiär Schutzberechtigte
sind, denen menschenrechts-
relevante Verfolgung droht.
Dazu bedarf es einerseits der
beschleunigten Erledigung
des Asylverfahrens und ande-
rerseits – nach Einzelfallprü-
fung – einer Sicherung des
Ausweisungsverfahrens
durch Schubhaft.

Daher hat der Gesetzgeber
die Möglichkeit der Einlei-
tung eines Ausweisungsver-
fahrens geschaffen. Besteht
ein öffentliches Interesse an
der beschleunigten Verfah-
renserledigung und ist zu er-
warten, dass den Betroffenen
weder Asyl noch subsidiärer
Schutz gewährt werden wird
(„Prognoseentscheidung“),
kann das Ausweisungsver-
fahren durch die Asylbehörde
eingeleitet werden, die Ein-
leitung ist mit Aktenvermerk
zu dokumentieren.

Ein öffentliches Interesse
ist insbesondere dann gege-
ben, wenn der Asylwerber
bei einem Verbrechen auf fri-
scher Tat betreten, wegen ei-
nes Vorsatzdelikts, das in die
Zuständigkeit der Landesge-
richte fällt, angeklagt oder
wegen einer Vorsatztat verur-
teilt wurde.

Nach Einleitung eines
Ausweisungsverfahrens kann
– nach Einzelfallprüfung
durch die Fremdenpolizei-
behörde – Schubhaft ver-
hängt werden und die Ver-
fahren sind beschleunigt zu
erledigen (binnen drei Mona-
ten pro Instanz).

Rechtsschutzsystem. Die
europarechtlichen – unmittel-
bar anwendbaren – Normen
zum Dublin-Verfahren (Dub-

lin II-Verordnung) gehen da-
von aus, dass im Falle eines
Dublin-Verfahrens der Beru-
fung gegen die Entscheidung,
wonach ein anderer EU-Staat
für die Führung des Asylver-
fahrens zuständig sei, der mit
dieser Entscheidung verbun-
denen Ausweisung eine auf-
schiebende Wirkung nicht
zukommt, es sei denn, ein in-
nerstaatliches Gesetz würde
ihr eine solche ausdrücklich
zuerkennen. 

Letzteres war im Asylge-
setz 1997 (vor und nach der
Novelle 2003) nicht der Fall.
In der Fassung der Asylge-
setz-Novelle 2003 war sogar
ausdrücklich normiert, dass
einer Berufung in Dublin-
Verfahren die aufschiebende
Wirkung nicht zukommt.
Diese Bestimmung wurde
vom Verfassungsgerichtshof
als verfassungswidrig aufge-
hoben, weil damit der Beru-
fung in diesen Verfahren die
faktische Effizienz fehlen
würde. Seitdem kann der Be-
rufung gegen Ausweisungen
im Dublin-Verfahren im
Asylgesetz 1997 in der Fas-
sung der Novelle 2003 – in
Umkehrung des europarecht-
lichen Systems – die auf-
schiebende Wirkung ledig-
lich nach den allgemeinen
Verfahrensgesetzen aber-
kannt werden. 

Daher wurde im Asylge-
setz 2005 ein neuer Weg be-
schritten, der sowohl den eu-
roparechtlichen Vorgaben,
als auch den Vorgaben des
Verfassungsgerichtshofs
Genüge tun soll. In Zukunft
kommt einer Berufung im
Dublin-Verfahren und der
damit verbundenen Auswei-
sung die aufschiebende Wir-
kung nicht zu, wenn diese
nicht vom unabhängigen
Bundesasylsenat zuerkannt
wird. Die Zuerkennung hat
gegebenenfalls binnen sieben
Tagen nach der Berufung zu
erfolgen, während der Beru-
fungsfrist und der allenfalls
auf die Berufung folgenden
7-Tage-Frist darf der Asyl-
werber nicht abgeschoben
werden.

Bei abweisenden – also
inhaltlichen Entscheidungen
– hat der Gesetzgeber mit

dem Asylgesetz 2005 der Be-
rufung – wie im Verwal-
tungsverfahren üblich – ge-
nerell die aufschiebende Wir-
kung zuerkannt. Diese kann
in ganz klaren, vom Gesetz
vorgezeichneten Fällen vom
Bundesasylamt aberkannt
werden. Allerdings besteht
auch hier für den unabhängi-
gen Bundesasylsenat die
Möglichkeit, der Berufung
binnen sieben Tagen die auf-
schiebende Wirkung wieder
zuzuerkennen. Während der
Berufungsfrist und der allen-
falls auf die Berufung folgen-
den 7-Tage-Frist darf der
Asylwerber auch in diesen
Fällen nicht abgeschoben
werden.

Verfahrensbeschleuni-
gung. Im Rahmen des Asyl-
gesetzes 2005 wurde die Ver-
fahrenskonzeption der Asyl-
gesetz-Novelle 2003 weitge-
hend übernommen und ledig-
lich in einzelnen Punkten
weiter an Notwendigkeiten
der Praxis angepasst. So wur-
de das Zulassungsverfahren
entformalisiert und es kommt
im Asylgesetz 2005 zu einer
Verwertung der – auch vor-
her stattfindenden – sicher-
heitspolizeilichen Befragun-
gen; diese dürfen sich aber
nicht auf nähere Fluchtgrün-
de beziehen. 

Des Weiteren wurden die
Zustellungen von durchsetz-
baren Entscheidungen neu
geregelt. Diese werden durch
das Asylgesetz 2005 dem
Asylwerber – auch bei Beste-
hen einer Zustellbevollmäch-
tigung oder einer Vertretung
durch einen Rechtsanwalt –
zu eigenen Handen durch Or-
gane des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes zugestellt. Mit
Zustellung können die dies-
falls erlassenen Ausweisun-
gen gesichert werden, d.h.,
der Asylwerber kann der
Fremdenpolizeibehörde vor-
geführt werden. Allerdings
sind diese Entscheidungen
auch dem Zustellbevollmäch-
tigten oder dem Rechtsanwalt
zuzustellen; erst mit Zustel-
lung an diesen beginnen die
Verfahrensfristen zu laufen,
so dass in den Rechtsschutz
des Asylwebers nicht einge-

griffen wird. Durch die Judi-
katur des Verwaltungs- und
Verfassungsgerichtshofs
wurden die bisherigen „§ 6-
Verfahren“ (Abweisung als
offensichtlich unbegründet)
jeglichen Zwecks entkleidet;
vielmehr führte diese Verfah-
rensart zu einer Verfahrens-
verlängerung, da jedes Ver-
fahren, das als „§ 6-Verfah-
ren“ entschieden wurde und
den strengen gesetzlichen
Anforderungen nicht ent-
sprach, an die 1. Instanz
zurückverwiesen wurde und
neu aufzurollen war.

Das Asylgesetz 2005
kennt daher solche Verfahren
nicht mehr. Der Mehrwert,
dass einer Berufung in „§ 6-
Verfahren“ die aufschiebende
Wirkung nicht zukommt,
wird durch legistische Neue-
rungen eingefangen, da in
Zukunft in klaren Fällen,
nach einer vollen Prüfung,
der Berufung die aufschie-
bende Wirkung aberkannt
werden kann.

Auch wurden die bewähr-
ten, aber im gesamten Asyl-
gesetz 1997 verstreuten Nor-
men für das Flughafenverfah-
ren in einem Abschnitt zu-
sammengezogen und leicht
adaptiert.

Das neue Fremdenpolizei-
gesetz (FPG). Nachdem die
Entwicklung des Fremden-
rechtes der letzten Jahre den
Weg einer klaren Trennung
in einen asylrechtlichen, nie-
derlassungsrechtlichen und
fremdenpolizeilichen Teil ge-
gangen ist und diese Tendenz
auch durch europarechtliche
Vorgaben klar erkennbar ist,
galt es, dieser Tendenz durch
eine legistische Trennung
dieser Materien Rechnung zu
tragen und das Fremdenpoli-
zeigesetz in entsprechende,
den unterschiedlichen Anfor-
derungen gerecht werdende
Formen zu gießen. Sohin war
es in Ansehnung der Rechts-
anwender klar, ein Gesetz zu
schaffen, das in Struktur und
Inhalten so weit als möglich
praxisnah gestaltet ist. Die
Struktur des Gesetzes orien-
tiert sich an jener des Sicher-
heitspolizeigesetzes und glie-
dert sich im Überblick in
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Organisationsvorschriften, in
eine Teilung von Behörden-
aufgaben und Organbefugnis-
sen sowie Verfahrensvor-
schriften und Straftatbestän-
de. 

UVS als Berufungsinstanz.
Die Zuständigkeit des Unab-
hängigen Verwaltungssenats
(UVS) im Berufungsverfah-
ren von EWR-Bürgern,
Schweizer Bürgern und be-
günstigten Drittstaatsan-
gehörigen ist eine Folge des,
vom Verwaltungsgerichtshof
initiierten Vorabentschei-
dungsverfahrens beim Eu-
ropäischen Gerichtshof
(EuGH), Rs C-136/03. 

Darin führt der EuGH in
Auslegung der Art. 8 und 9
der Richtlinie 64/221/EWG
aus, dass der Rechtschutz in
Österreich insofern be-
schränkt sei, als den Be-
schwerden zum Verwaltungs-
gerichtshof und zum Verfas-
sungsgerichtshof nicht von
vornherein aufschiebende
Wirkung zukommen würde

und diesen Gerichten die Prü-
fung der Zweckmäßigkeit der
fraglichen Maßnahme ver-
wehrt wäre. Es würde kein
Zweifel bestehen, dass die
Beschränkung des gerichtli-
chen Schutzes gemein-
schaftswidrig wäre, sofern sie
nicht durch das vorherige
Tätigwerden einer unabhän-
gigen Stelle kompensiert
würde. Ob die nun vorge-
nommene Differenzierung
des Rechtschutzes, einerseits
durch die Inanspruchnahme
des unabhängigen Veral-
tungssenates und anderseits
durch das Bewahren der Si-
cherheitsdirektion als Beru-
fungsinstanz, objektiven und
sachlichen Überlegungen
Stand halten wird, kann aus
derzeitiger Sicht nicht ab-
schließend geklärt werden;
jedenfalls ist davon auszuge-
hen, dass durch die Veranke-
rung dieser Rechtschutzvari-
ante als Verfassungsbestim-
mung eine gesicherte Recht-
sprechung möglich sein wird,
zumal diese Differenzierung

als eine Entwicklungsstufe
eines sich wandelndes Recht-
schutzsystems zu sehen ist.    

Visum D + C. Folge der
Trennung fremdenpolizeili-
cher und aufenthalts- und
niederlassungsrechtlicher
Normen ist es, dass jene
Gruppe von Fremden, die ei-
ne bloß vorübergehende
selbstständige oder unselbst-
ständige Erwerbstätigkeit
oder eine solche Tätigkeit
ausüben, die vom Anwen-
dungsbereich des Ausländer-
beschäftigungsgesetzes aus-
genommen ist, einer Aufent-
haltskategorie im Fremden-
polizeigesetz zugeordnet
werden musste, weil aus
Überlegungen der Zweck-
mäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit die logische Tren-
nung zwischen den zwei Ge-
setzesmaterien anhand einer
bestimmten Aufenthaltsdauer
des Fremden vollzogen wur-
de. 

Die Möglichkeit, die ge-
wählte Visumskategorie ein-

zurichten, wird durch die
Verordnung (EG) Nr.
1091/2001 über den freien
Personenverkehr mit einem
Visum für den längerfristigen
Aufenthalt geschaffen. Art. 1
dieser Verordnung nimmt
Bezug auf Art. 18 des Über-
einkommens zur Durch-
führung des Übereinkom-
mens von Schengen und än-
dert diesen dahin gehend ab,
als ein nationales Visum für
einen Aufenthalt von mehr
als drei Monaten (Visum D)
gleichzeitig auch als einheit-
liches Visum für einen kurz-
fristigen Aufenthalt (Visum
C) gelten kann.

Fremdenpolizeiliche An-
schlussnormen nach asyl-
rechtlichen Entscheidungen.
Es entspricht einer Grundten-
denz sämtlicher durch dieses
Gesetzespaket betroffenen
Neukodifikationen, dass die
jeweiligen Normen in jene
Materien aufzunehmen sind,
deren Behörden oder Organe
zur Vollziehung berufen sind.
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Schubhäftlinge in Wien: Die Verhängung der Schubhaft obliegt der Fremdenpolizei, die sich in jedem Einzelfall mit der 
Verhältnismäßigkeit der Haft auseinander zu setzen hat.



Somit werden jene Inhalte,
die von Fremdenpolizei-
behörden zu vollziehen sind,
auch wenn sie Asylwerber
betreffen, im Fremdenpoli-
zeigesetz geregelt. Beispiels-
weise ist die Erlassung einer
Ausweisung gegen einen
Asylwerber Angelegenheit
der Asylbehörden, wogegen
die Durchsetzung dieser Aus-
weisung jedoch durch die
Fremdenpolizeibehörden er-
folgen muss. Jedes Aufent-
haltsverbotsverfahren ist,
wenn dem Betroffenen der
Status eines Asylwerbers zu-
kommt, als Rückkehrverbots-
verfahren fortzuführen, unab-
hängig davon, in welchem
Stadium des Aufenthaltsver-
botsverfahrens der Asylan-
trag gestellt wird. Aus den-
selben Überlegungen und aus
systematischen Gründen kam
es vor allem bei den Festnah-
me- und Schubhaftbestim-
mungen zu Verschiebungen
in das Fremdenpolizeigesetz.

Änderung des Schubhaft-
regimes. In der Neugestal-
tung der Schubhaftregeln
wurde versucht, in einem Be-
reich mit hoher Eingriffsin-
tensität durch ein Stufensys-
tem einen Spagat zwischen
den Anforderungen und Defi-
ziten der Praxis einerseits
und den Rechten des Einzel-
nen andererseits unter Wah-
rung des Rechtsschutzes zu
schlagen.

So kann die Schubhaft un-
ter bestimmten Tatbestands-
voraussetzungen, über die
grundsätzliche Dauer von
zwei Monaten hinaus, bis zu
sechs Monate aufrecht erhal-
ten werden. Dies ist bei-
spielsweise in Fällen mög-
lich, in denen eine für die
Ein- oder Durchreise erfor-
derliche Bewilligung eines
anderen Staates noch nicht
vorliegt. Trifft hingegen den
Fremden ein Verschulden an
der Verfahrensverzögerung,
soll künftig eine Schubhaft in
der Dauer von neun Monaten
möglich sein. Um auch ent-
sprechende Rechtschutzga-
rantien sicherzustellen, wird
neben der bisher schon beste-
henden Praxis der Schubhaft-
beschwerde eine obligatori-

sche Prüfung beim UVS ein-
gerichtet. Dieser soll zu einer
Überprüfung der Schubhaft
nach einer Dauer von sechs
Monaten verpflichtet werden
und diese alle acht Wochen
wiederholen. Dabei wird er
besonders auf die Verhältnis-
mäßigkeit Bedacht zu neh-
men haben.  

Überarbeitung gerichtli-
cher Straftatbestände. Die
Anpassung des Straftatbe-
stands der Schlepperei und
die Konzipierung des Tatbe-
stands der entgeltlichen Bei-
hilfe zu unbefugtem Aufent-
halt als gerichtlichen Straftat-
bestand trägt der Umsetzung
des Rahmenbeschlusses des
Rates vom 28. November
2002 betreffend die Verstär-
kung des strafrechtlichen
Rahmens für die Bekämp-
fung der Beihilfe zur uner-
laubten Ein- und Durchreise
und zum unerlaubten Aufent-
halt Rechnung. 

Die Änderungen im Be-
reich des Eingehens und Ver-
mittelns von Aufenthaltsehen
nimmt im Hinblick auf das
Urteil des OGH, 14 Os
79/03, wonach das Eingehen
einer Aufenthaltsehe unter
bestimmten Tatbestandsvor-
aussetzungen dem Tatbild
der Schlepperei gleich-
kommt, indirekt ebenfalls auf
den genannten Rahmenbe-
schluss Bedacht, bildet je-
doch in Zusammenschau mit
bestimmten Übermittlungs-
bestimmungen im Fremden-
polizeigesetz und im Perso-
nenstandsgesetz einen wirk-
samen Maßnahmenkatalog

gegen die nicht zu unter-
schätzende Problematik der
Aufenthaltsehen.

Niederlassungs- und Auf-
enthaltsgesetz (NAG). Der
dritte große Teil des Frem-
denrechtspakets 2005 um-
fasst die vollständige Neuko-
difizierung des österreichi-
schen Aufenthalts- und Nie-
derlassungsrechts und die da-
mit verbundene Ablöse der
bisherigen migrationsrechtli-
chen Bestimmungen des
Fremdengesetzes 1997.
Wichtigster Zweck dieser
Neukodifizierung war die
übersichtliche und struktu-
rierte Zusammenfassung des
gesamten Aufenthalts- und
Niederlassungsrechts sowie
die fristgerechte innerstaatli-
che Umsetzung von sechs
EU-Richtlinien und einer
EU-Verordnung, die weit rei-
chende inhaltliche Verände-
rungen im österreichischen
Migrationsrecht mit sich
brachten.

Neue Aufenthaltstitel.
Nach „außen“ am besten
sichtbar werden die gesetzli-
chen Änderungen des NAG
durch die völlige Neugestal-
tung der Aufenthaltstitel für
Drittstaatsangehörige und der
entsprechenden „Hochsicher-
heits-Dokumente“ im EU-
weit einheitlichen Scheckkar-
tenformat. Nunmehr werden
fünf Kategorien von Aufent-
haltstiteln unterschieden, die
sich bezüglich der Dauer des
Aufenthalts und des Umfangs
der jeweiligen Berechtigung
(z.B. Arbeitsmarktzugang)

voneinander unterscheiden: 
1) Niederlassungsbewilli-
gung: für eine nicht bloß
vorübergehende befristete
Niederlassung (sie wird wie-
derum in fünf verschiedenen
Unterarten erteilt, z.B. „Nie-
derlassungsbewilligung –
Schlüsselkraft“ oder „Nieder-
lassungsbewilligung – unbe-
schränkt“); 
2) Aufenthaltsbewilligung:
für einen vorübergehenden
befristeten Aufenthalt über
sechs Monate (für verschie-
dene Aufenthaltszwecke, z.B.
als Rotationsarbeitskraft,
Selbstständiger, Schüler, Stu-
dierender, Forscher usw.); 
3) Daueraufenthalt – EG: un-
befristetes Niederlassungs-
recht nach fünf Jahren recht-
mäßigem und ununterbroche-
nem Aufenthalt in Österreich
mit unbeschränktem Arbeits-
marktzugang sowie dem
Recht auf Mobilität innerhalb
der EU; 
4) Familienangehöriger: be-
fristete Niederlassung und
freier Arbeitsmarktzugang;  
5) Daueraufenthalt – Famili-
enangehöriger: unbefristete
Niederlassung eines Titelin-
habers „Familienangehöri-
ger“ nach fünf Jahren.

Die befristeten Aufent-
haltstitel (Niederlassungsbe-
willigung, Aufenthaltsbewil-
ligung und „Familienan-
gehöriger“) werden grund-
sätzlich für maximal zwölf
Monate erteilt, lediglich für
Schlüsselkräfte wird die Nie-
derlassungsbewilligung für
18 Monate erteilt. Die Gül-
tigkeitsdauer von fünf Jahren
der Dokumente eines Dauer-
aufenthalts-Titels ändert
nichts an der unbefristeten
Niederlassung.

EWR- und Schweizer Bür-
ger. Neu sind auch die auf
Grund europarechtlicher Vor-
gaben erforderlich geworde-
nen „Dokumentationen des
gemeinschaftsrechtlichen
Aufenthalts- und Niederlas-
sungsrechts“. Alle EWR-
Bürger und Schweizer Bür-
ger sowie deren Angehörige
(auch wenn diese Drittstaats-
angehörige sind), die sich im
Rahmen ihres Rechts auf
Freizügigkeit länger als drei
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Familienangehörige von Drittstaatsangehörigen erhalten
nach zwölf Monaten unbeschränkten Arbeitsmarktzugang.
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In dunkler Nacht mit einem Platten auf dem unbe-
leuchteten Pannenstreifen stehen; im strömenden Re-
gen auf der Landstraße liegen bleiben; einen wichtigen
Termin verpassen, weil Sie eine Reifenpanne haben –
Horrorszenarien für jeden Autofahrer – es sein denn,
Sie haben auf Ihrem fahrbaren Untersatz einen pan-
nensicheren Reifen von Goodyear montiert.

In diesem Fall steht einer relativ entspannten Weiter-
fahrt nichts mehr im Wege! Rund 50 Prozent aller pan-
nensicheren Reifen (Run-
OnFlat) für den Erstausrü-
ster Markt kommen heute
von Goodyear. Allein an
der „Referenzliste“ erkennt
man, welcher hohe Qua-
litätsanspruch in diesem
Segment vorherrscht.
Werksseitig rollen u.a. „Ka-
liber“ wie Ferrari F430,
Chevrolet Corvette, Rolls
Royce Phantom, Maserati
Quattroporte, Land Rover
Range Rover oder fast die
komplette BMWArmada
vom Band.

Die Gründe für den großen
Erfolg: Die RunOnFlat-Pne-

us von Goodyear sind in mehr als 40 Größen lieferbar.
Auch mehrfache Testsieger, wie der Eagle F1 GS-D3
oder der neue Excellence werden seit kurzem mit der
neuen, pannensicheren Technologie hergestellt. Abge-
sehen davon fallen natürlich der hohe Sicherheitsfak-
tor und das Plus an Komfort stark ins Gewicht: Goody-
ear RunOnFlat- Reifen sind so konstruiert, dass sie im
Fall eines Reifenschadens selbst bei totalem Druck-
verlust (z.B. Einfahren eines Nagels) noch mindestens
80 Kilometer Laufleistung bei einer Geschwindigkeit

bis zu 80 km/h garantieren.
Es gibt für einen Autofahrer
wohl kaum ein angenehme-
res Gefühl, als zu wissen,
dass man – zumindest we-
gen der Reifen – nicht un-
terwegs aufgehalten wird!
Und die Tatsache, dass
man sich im Fall der Fälle
nicht an Ort und Stelle, viel-
leicht auch noch bei Wind
und Wetter, an den Rad-
wechsel machen muss,
macht die pannensicheren
Goodyears zum wahren
Freund der Autolenker.

Kein Nagel kann sie stoppen – die Unkaputtbaren

RRuunnOOnnFFllaatt--RReeiiffeenn  ssiinndd  mmiitt  ssppeezziieellll  kkoonnssttrruuiieerrtteenn  SSttüüttzzeeiinnllaaggeenn  iinn  ddeenn  
SSeeiitteennwwäännddeenn  vveerrssttäärrkktt..  DDiiee  ddaabbeeii  vveerrwweennddeettee  GGooooddyyeeaarr--ssppeezziiffiisscchhee  
iinnnnoovvaattiivvee  KKoommppoonneenntteenntteecchhnnoollooggiiee  bbeewwiirrkktt  eeiinnee  ssoo  hhoohhee  SStteeiiffiiggkkeeiitt,,  

ddaassss  ddeerr  RReeiiffeenn  sseellbbsstt  bbeeii  vvöölllliiggeemm  DDrruucckkvveerrlluusstt  nnoocchh  ddaass  GGeewwiicchhtt  ddeess  
FFaahhrrzzeeuuggss  ttrraaggeenn  kkaannnn..



Monate in Österreich aufhal-
ten, müssen nunmehr ver-
pflichtend bei der Behörde
eine entsprechende „Doku-
mentation“ beantragen, die
entweder als „Anmeldebe-
scheinigung“ (für EWR- und
Schweizer Bürger) oder als
„Daueraufenthaltskarte“ (für
deren Angehörige, die selbst
nicht EWR- oder Schweizer
Bürger sind) ausgestellt wird.

Veränderung der Behör-
denzuständigkeit. Als Behör-
de erster Instanz werden nun-
mehr die Landeshauptleute
tätig, die jedoch – wie schon
bisher – in bestimmten Fällen
die ihnen unterstellten Be-
zirksverwaltungsbehörden
(Bezirkshauptmannschaften
oder Magistrate) mit der Ent-
scheidung in ihrem Namen
betrauen können. Die Bun-
despolizeidirektionen sind
durch die klare Trennung der
Fremdenpolizei vom Migrati-
onsrecht nicht mit der Voll-
ziehung des NAG betraut.
Berufungsinstanz über erst-
instanzliche Bescheide ist der
Bundesminister für Inneres.

Klare Verfahrensregeln.
Klar und vereinfacht geregelt
werden im NAG die einzel-
nen Verfahrensarten. Es wird
nur mehr zwischen Erstan-

trags-, Zweckänderungs- und
Verlängerungsverfahren un-
terschieden. Die Erteilungs-
voraussetzungen und Versa-
gungsgründe für einen Auf-
enthaltstitel sowie die Ver-
waltungsstraftatbestände sind
ebenfalls übersichtlich nor-
miert worden.

Anpassung der Quotenre-
gelungen. Im Einklang mit
der Rechtsprechung des Vf-
GH (s. VfSlg. 17.013) und
den gemeinschaftsrechtlichen
Vorgaben wurden die Be-
stimmungen über die Quo-
tenpflicht neu geregelt.
Durch die gänzliche Aufnah-
me der Bestimmungen über
die Niederlassungsverord-
nung (NLV) ins NAG als
Folge der parlamentarischen
Verhandlungen konnte das
Fremdengesetz 1997 zur
Gänze aufgehoben werden.
Die Höchstzahlen für die
nunmehr fünf Quotenarten
werden weiterhin jährlich in
der Niederlassungsverord-
nung der Bundesregierung
festgesetzt.

Ausweitung der Integrati-
onsvereinbarung. Die Inte-
grationsvereinbarung (IV)
besteht nunmehr aus zwei
aufeinander aufbauenden
Modulen: Das erste Modul

dient der Erlernung des Le-
sens und Schreibens (Alpha-
betisierung), sofern der
Fremde noch nicht ausrei-
chend alphabetisiert ist. Das
Modul soll im Ausmaß von
75 Kursstunden absolviert
werden. 

Das zweite Modul umfasst
einerseits den intensivierten
Erwerb von Deutschkenntnis-
sen auf einem höheren
Sprachkenntnisniveau als bis-
her und andererseits die Ver-
mittlung von Grundkenntnis-
sen der Staatsbürger-, Lan-
des- und Kulturkunde, um
dem Fremden auch die Teil-
nahme am gesellschaftlichen
und kulturellen Leben in
Österreich zu erleichtern. 

Die Deutsch-Integrations-
kurse sollen nunmehr 300
statt 100 Kursstunden umfas-
sen. Zusätzlich wurden die
Ausnahmen von der Erfül-
lungspflicht der IV wesent-
lich eingeschränkt. Der Zeit-
raum, innerhalb dessen die
IV vom Fremden zu erfüllen
ist, wurde – auch im Hinblick
auf die ausgeweiteten Erfor-
dernisse für den Spracher-
werb – von vier auf fünf Jah-
re verlängert. 

Der Bund übernimmt bei
Vorliegen bestimmter Vor-
aussetzungen sowohl für das
Modul 1, als auch für das

Modul 2 einen bestimmten
Anteil der Kurskosten.

Familienzusammenfüh-
rung und Arbeitsmarktzu-
gang. Neu geregelt wurden
auch die Bestimmungen über
die Familienzusammenfüh-
rung. Dabei ist grundsätzlich
zu unterscheiden, ob ein Fa-
milienangehöriger in Beglei-
tung eines freizügigkeitsbe-
rechtigten EWR-Bürgers
oder eines bereits in Öster-
reich dauernd wohnhaften
Zusammenführenden nach
Österreich zuwandert. Fami-
lienangehörige von Dritt-
staatsangehörigen – außer
von „Privatiers“ – erhalten
grundsätzlich für die ersten
zwölf Monate einen be-
schränkten und nach zwölf
Monaten einen unbeschränk-
ten Arbeitsmarktzugang.

Schlussfolgerung. Der Ge-
setzgeber hat mit dem Frem-
denrechtspaket 2005 ein voll-
kommen neues, an die Judi-
katur des Verfassungsge-
richtshofs und an die verfas-
sungsrechtlichen, völker-
rechtlichen und europarecht-
lichen Rahmenbedingungen
angepasstes Regelungswerk
des gesamten Fremdenrechts
(Asyl-, Fremdenpolizei- und
Migrationsrecht) geschaffen,
das auf die bisherigen Pro-
blemfelder reagiert, diese auf
effiziente Weise zu beseiti-
gen sucht und auch für die
Herausforderungen der Zu-
kunft die geeigneten rechtli-
chen Voraussetzungen
schafft. 

Nunmehr obliegt es den
Erfahrungen der vollziehen-
den Behörden und betroffe-
nen Personen, ob sich die
neuen Gesetze auch in der
praktischen Umsetzung be-
währen werden. Die breite
Zustimmung im Nationalrat
und im Bundesrat lässt je-
doch – gerade in einer so sen-
siblen Rechtsmaterie wie
dem Fremdenrecht – auf eine
rechtliche Kontinuität und
möglichst große Rechtssi-
cherheit hoffen, die für eine
geregelte Vollziehung von
höchster Wichtigkeit ist.

Thomas Marth / Hans-Pe-
ter Doskozil / René Bruckner
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Deutschkurse für Fremde: Der Bund übernimmt einen Anteil der Kurskosten.


